Amts - Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 28. Marienwerder, den 14. Juli 1886. 
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Die Nummer 22 des Reichs⸗Geſetzblattes enthält mannſchaft hat auf Grund von 8 11 des Reichsgeſetzes 


unter gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
Nr. 1675 den Freundſchafts⸗ und Handelsvertrag demokratie vom 21. Oktober 1878 die Druckſchrift: 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Südafrika⸗ „Zwei Geſchichten 
niſchen Republik. Vom 22. Januar 1885. aus dem 055 Leben. 
on 
* * 
Bekanntmachungen auf Grund des Reichs⸗ 1 
geſetzes vom 21. Oktober 1878. I. Das Act⸗Modell. 
1) Auf Grund von § 28 des Reichsgeſetzes gegen die II. Morgenroth. 
gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokra⸗ — 
tie vom 21. Oktober 1878 wird mit Genehmigung Zürich 1886. Verlags⸗Magazin. 
des Bundesraths für die Dauer Eines Jahres Folgen⸗ (J. Schabelitz.) 
des angeordnet: Druck von J. Schabelitz, Zürich“ 


$ 1. Perſonen, von denen eine Gefährdung der verboten. 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu beſorgen iſt, Dresden, am 3. Juli 1886. 


kann der Aufenthalt in der Stadt und in dem Bezirk Königlich ſächſiſche Kreishauptmannſchaft. 
90 Amtshauptmannſchaft Leipzig von der Landes⸗ von Koppenfels. 
olizeibehoͤrde verſagt werden. ! 
8 2. Vorſtehende Anordnung tritt mit dem . che ben 
29. dieſes Monats in Kraft. 3 . 
Dresden, am 25. Juni 1886. 5) Bekanntmachung. 
Königlich ſächſiſches Geſammt⸗Miniſterium. Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
von Fabrice. von Noſtiz⸗Wallwitz. von Gerber. vom 18. Juni 1876 bringe ich die erfolgte Ernennung 
von Abeken. von Koenneritz. des Lehrers Neubauer in Moſſin zum Standesbeam⸗ 


2) Die von dem Fürſtlich Reußiſchen Landrathsamt ten für den Bezirk Moſſin im Kreiſe Schlochau, an 
zu Gera unter dem 25. März d. J. angeordnete außer⸗ Stelle des inzwiſchen verſtorbenen Lehrers Neumann, 
ordentliche ſtaatliche Kontrole über „den Frauen⸗ hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 


Verein zu Gera“ iſt durch Entſcheidung der Neichs⸗ Danzig, den 7. Juli 1886. 
Kommiſſion vom heutigen Tage aufgehoben worden. Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
Berlin, den 22. Juni 1886. 6) Unter der Firma 
Die Reichs⸗Kommiſſion. n Verſicherungs-Geſellſchaft gegen 


Herrfurth. Waſſerleitungs⸗Schäden 
3) Auf Grund des § 12 des Reichsgeſetzes gegen die iſt zu Frankfurt a. M. eine Aktiengeſellſchaft errichtet, 
gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie deren Statut am 3. März cr. von mir genehmigt und 
vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur öffentlichen in Nr. 22 des Amtsblatts für den Stadt⸗ und Land⸗ 
Kenntniß gebracht, daß das Flugblatt mit der Ueber⸗ kreis Frankfurt a. M. vom 15. Mai cr. veröffentlicht 
ſchrift: „Parteigenoſſen“ und den Schlußworten: worden iſt. 


„Boch die Sozialdemokratie! Paul Singer.“ Verlag Zweck der Geſellſchaft iſt: 
und Druck Schweizeriſche Genoſſenſchaftsdruckerei Hot⸗ a) Mobilien und Immobilien gegen den Schaden zu 
tingen⸗Zürich, nach § 11 des gedachten Geſetzes durch verſichern, welcher an denſelben durch Ausſtrömen 
den Unterzeichneten von Landespolizeiwegen verboten von Waſſer aus der in den Verſicherungs⸗Lokali⸗ 
worden iſt. täten befindlichen Waſſerleitung entſteht; 
Berlin, den 9. Juli 1886. b) die Kontrolirung und event. Inſtandhaltung der 
Der Königliche Polizei⸗Präſident. Waſſerleitungs⸗ Röhren und Krahnen in den bei 
Freiherr von Richthofen. ihr verſicherten Lokalitäten zu übernehmen. 
4) Die unterzeichnete Königlich ſächſiſche Kreishaupt⸗ Eine Aenderung dieſes Zweckes und der Firma 


Ausgegeben in Marienwerder am 15. Juli 1886. 


— 208 — 


kann, vorbehaltlich der ſtaatlichen Genehmigung, auf] Innern, vom 15. Juni 1880 hiermit aufmerkſam 
Beſchluß der General⸗Verſammlung erfolgen. gemacht wird. 8 

Die erforderliche Eintragung in das Handels⸗ Marienwerder, den 1. Juli 1886. 
regiſter iſt nach der, in der Central⸗Handels⸗Regiſter⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 
Beilage zum Deulſchen Reichs⸗ und Königlich Preußi, 9) Die Kreiswundarzt⸗Stelle des Kreiſes Stuhm mit 
ſchen Staats⸗Anzeiger vom 28. April er. — Nr. 100 — dem Wohnſitze in Stuhm bezw. in Chriſtburg iſt wieder 
abgedruckten Bekanntmachung des Königlichen Amts⸗ zu beſetzen. Geeignete Bewerber fordere ich auf, ſich 
gerichts zu Frankfurt a. M. vom 22. deſſ. Mts. bewirkt unter Einreichung ihrer Zeugniſſe innerhalb 6 Wochen 
und hat der Geſchäſtsbetrieb begonnen. bei mir zu melden. 

Berlin, den 11. Juni 1886. Marienwerder, den 3. Juli 1886. 

Der Miniſter des Innern. Der Regierungs⸗Präſident. 


ect. a wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß 10) Mit Genehmigung debcherken Minister des dune 

ER ’ und der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizial⸗Angelegen⸗ 

Marien g en tandem heiten wird die im Jahre 1875 über den katholiſchen 

7) Unter der Firma e a Geiſtlichen en u Unterfagung des Auf: 

1 1 . J „jenthalt3 in den Provinzen Oft: und Weſtpreußen, Poſen 

„ ae, und in den Regierungsbezirken Frankfurt a. O. und 
iſt in Cöln eine Aktien ⸗ Geſellſchaft errichtet, deren e e Juli 1886 
Statut vom 16. Januar cr. von uns genehmigt und Der Regierungs⸗ Präsident 


in Stück 21 des Amtsblatts der Regierung zu Cöln 
vom 26. Mai cr. veröffentlicht worden iſt. 11) Der Hofmeiſter Johann Rahmelow aus Eichen⸗ 
Zweck der Geſellſchaft iſt: felde, Kreis Schlochau, hat am 23. Mai cr. den Stief⸗ 
1) Retrozeſſionen, insbeſondere von der Cölniſchen ſohn des Schäfers Villwök zu Eichenfelde, Wilhelm 
Rückverſicherungsgeſellſchaft, zu übernehmen, Haſſe, welcher beim Baden in einem Fiſchteiche in eine 
2) Rückverſicherungen auf die von Geſellſchaften und tiefe Stelle und damit als Nichtſchwimmer in Lebens⸗ 
Anſtalten geſchloſſenen Verſicherungen zu gewähren. gefahr gerathen war, vom Tode des Ertrinkens gerettet, 
Die Retrozeſſionen und Rückverſicherungen find jedoch was hiermit anerkennend zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
auf Feuersgefahr und auf die Gefahren des Land⸗ und bracht wird. 
Waſſertransports beſchränkt. Eine Ausdehnung des Marienwerder, den 6. Juli 1886. 
Geſchäfts auf andere Verſicherungszweige kann, vorbe⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 


haltlich der ſtaatlichen Genehmigung, auf Beſchluß der 12) Ich bringe hierdurch in Erinnerung, daß für die 
General Verſammlung erfolgen. Apotheker⸗Gehilſen⸗ Prüfungen im 3. Vierteljahr 1886 
Die erforderliche Eintragung in das Handels⸗ Mittwoch, der 29. und Donnerſtag 
regiſter hat nach der in der 5. Beilage der Nummer 112 der 30. September d. J. 2 
des Deutſchen Reichs- ꝛc. Anzeigers vom 12. Mai cr. Feftgefeßt find. Meldungen um Zulaſſung zu dieſen 
enthaltene Bekanntmachung des Amtsgerichts zu Cöln Prüfungen ſind ſpäteſtens bis zum 15. Auguſt bei 
vom 29. April cr. ſtattgefunden und iſt der Geſchäfts⸗ mir einzureichen, widrigenfalls fie nicht berückſichtigt 
getriebe 18. Juni 1886 werden können. — Betreffs der mit Br ungen 
DEE N einzureichenden Zeugniſſe verweiſe ich auf meine Bekannt⸗ 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. ac vom Zu Se d. 5 (ſ. Amtsblatt d. 
e Königlichen Regierung zu Marienwerder, 1886, St. 5 
100, 5 Seite 28). 
Der Miniſter des Innern. = 1 den 7. Juli 1886. 
Im Auftrage: Der Regierungs⸗Präſident. 


gez. v. Zaſtrow. 
M. f. H. 7944. 13) Auf Grund des § 1 Abſ. 3 der Bekanntmachung 
EDEN e e des Herrn Reichskanzlers vom 13. November 1875 
Vorſtehendes wird hiermit zur allgemeinen Kenntuiß (Central-Blatt für das Deutſche Reich), betreffend die 
Apotheken⸗Gehilfen⸗Prüfungen, habe ich 


gebracht. 125 
Marienwerder, den 6. Juli 1886. 1) zum Vorfigenden der hieſigen Apotheken⸗Gehilfen⸗ 
Prüfungs⸗Kommiſſion: 


Der Regierungs⸗Präſident. 
8) Dieſer Nummer des Amtsblatts iſt als Extra: den Regierungs⸗ und Medizinal⸗Rath Dr. Reiche 
Beilage das revidirte Statut, ſowie die minifterielle hieſelbſt, 
Genehmigung der „Schweizeriſchen Rentenanſtalt zul 2) zu deſſen Stellvertreter: 
Zürich“ beigefügt, worauf unter Hinweis auf die in den Königlichen Kreis⸗Phyſikus, Sanitätsrath 
Nr. 25 des Amtsblatts pro 1880 abgedruckte Bekannt⸗ Dr. Köhler hieſelbſt, 
machung der Königlichen Regierung, Abtheilung des 3) 4) zu pharmazeutiſchen Prüfungs⸗Kommiſſarien: 


Gigas und 


den Apotheker 
Stolzenberg, 


= 


beide von hier, 
für die nächſten drei Jahre ernannt. 

Marienwerder, den 7. Juli 1886. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
14) Dem Fräulein Emma Klatt in Culm iſt die 
Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als Haus⸗ 
lehrerin und Erzieherin zu fungiren. 
Marienwerder, den 1. Juli 1886. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

300 Mark Belohnung! 

In der Nacht vom 4. zum 5. Juni d. J. iſt der 
Brahe⸗Kanaldamm unweit der Grenze des Grundſtücks 
des Gutsbeſitzers Wojewodika zu Broddy gewaltfam 
durchſtochen worden. 

Obige Belohnung ſichern wir demjenigen zu, der 
uns oder der Königlichen Wieſenverwaltung in Czers! 
Thatſachen anzeigt, welche zur gerichtlichen Beſtrafung 
des Thäters führen. 

Marienwerder, den 1. Juli 1886. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten 
16) Der diesjährige Herbſttermin zur Prüfung derje⸗ 
nigen jungen Leute, welche die Berechtigung zum ein⸗ 
jährigen freiwilligen Militärdienſte erwerben wollen, 
ihre wiſſenſchaftliche Qualifikation jedoch durch die vor: 
ſchriftsmäßigen Schulzeugniſſe nicht nachweiſen können, 
wird in den noch näher zu beſtimmenden Tagen um 
die Mitte des Monats September cr. abgehalten werden. 
Die Geſuche um Zulaſſung zu dieſem Termine müſſen 
ſpateſtens bis zum 1. Auguſt d. J. bei der 
unterzeichneten Kommiſſion angebracht werden und ſind 
dem Antrage folgende Zeugniſſe und Atteſte beizufügen: 

1) Geburts Zeugniß, 

2) Einwilligungs⸗Atteſt des Vaters oder Vormundes 
mit der Erklärung über die Bereitwilligkeit und 
Fähigkeit, den Freiwilligen während einer einjäh⸗ 
rigen aktiven Dienſtzeit zu bekleiden, auszurüſten 
und zu verpflegen. 

Das Atteſt ad 2 iſt von der Ortspolizei⸗ 
behörde — ſtädtiſche Polizei ⸗ Verwaltung oder 
Amtsvorſteher — zu beglaubigen reſp. zu be⸗ 
ſcheinigen, 
ein Unbeſcholtenheitszeugniß, welches für Zöglinge 
von höheren Schulen (Gymnaſien, Nealſchulen, 
Progymnaſien und höheren Bürgerſchulen) durch 
den Direktor der Lehranſtalt, für alle übrigen 
zungen Leute durch die Polizei⸗ Obrigkeit ihres 


15) 


3 


— 


hnortes oder i i 5 

zuftellen 12 0 er ihre vorgeſetzte Dienſtbehörde aus 

Sämmtliche Papiere find im Original einzu⸗ 
reichen. 


In dem Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung iſt 
anzugeben, in welchen zwei fremden Sprachen (Latei⸗ 
niſch, Griechiſch, Franzoſiſch oder Engliſch) der ſich 
Meldende geprüft ſein will. f 


Auch hat der ſich Meldende einen ſelbſtgeſchriebe⸗ 
nen Lebenslauf dem Geſuche beizufügen. 

Im Uebrigen wird auf die SS 88—91 der durch 
Amtsblatt Nr. 3 pro 1876 veröffentlichten Erſatzordnung 
vom 28. September 1875 ſowie auf die derſelben bei⸗ 
gefügte Prüfungsordnung hingewieſen. 

Marienwerder, den 7. Juli 1886. 

Der Vorſitzende der Königlichen Prüfungs-Kommiſſion 
für Einjährig⸗Freiwillige. 
17) Urkunde, 
be reffend die definitive Einpfarrung der bisherigen Gaſt⸗ 
gemeinden im Kirchſpiel Dt. Krone Kreiſes Dt. Krone, 
Regierungsbezirks Marienwerder. 

Mit der im Einverſtändniſſe mit dem Evange⸗ 
liſchen Ober⸗Kirchenrathe ertheilten Genehmigung des 
Herrn Miniſters der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten wird 
von den unterzeichneten Behörden nach Anhörung aller 
Betheiligten Folgendes feſtgeſetzt. 

1 


1) Die durch Dekret der Königlichen Regierung in 
Marienwerder vom 3. September 1821 zur evan⸗ 
geliſchen Kirche in Dt. Krone gaſtweiſe eingepfarr⸗ 
ten Evangeliſchen der Ortſchaften Stranz, (Guts⸗ 
und Gemeindebezirk) Sagemühle, Stadtmühle und 
Quiram, (Gutsbezirk Adl. Quiram und Gemeinden 
Königl. Quiram und Adl. Quiram); 
die durch Dekret der Königlichen Regierung in 
Marienwerder vom 13. September 1822 zur 
evangeliſchen Kirche in Dt. Krone gaſtweiſe ein⸗ 
gepfarrten Evangeliſchen der Ortſchaften Klawitters⸗ 
dorf, Freudenfier, Wittkow incl. Vorwerk und 
Neumühl, Arnäfelde, Breitenſtein, Zechendorf, 
Sandkrug, Roſenfelde (Gutsbezirk und Gemeinde); 
die mit Genehmigung des Herrn Miniſters der 
geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten durch Dekret vom 
23. Januar 1863 zur evangeliſchen Kirche in 
Dt. Krone gaſtweiſe eingepfarrten Evangeliſchen 
der Ortſchaft Dyck (Gutsbezirk und Gemeinde); 
4) die Evangeliſchen der überhaupt noch nicht ein⸗ 
gepfarrten Ortſchaft Karlsruh, 
werden hierdurch zur evangeliſchen Kirche in Dt. Krone 
definitiv eingepfarrt und bilden mit der bisherigen 
Stammgemeinde in der Stadt Dt. Krone eine einheit⸗ 
liche Parochie. 

§ 2. Die Evangeliſchen der obengenannten Ort⸗ 
ſchaften ſind verpflichtet, ſich bei allen ihren kirchlichen 
Handlungen der an der evangeliſche Kirche zu Dt. Krone 
angeſtellten Geiſtlichen zu bedienen, die ihrerſeits gegen 
die neu Eingepfarrten dieſelben Pflichten wie gegen die 
Glieder der bisherigen Stammgemeinde haben. 

In den Bethäuſern zu Roſenfelde und Quiram 
haben dieſe Geiſtlichen gemäß der Feſtſetzungen der Ein⸗ 
pfarrungs⸗Dekrete vom 3. September 1821 und vom 
13. September 1822 gegen die daſelbſt beſtimmte Ent⸗ 
ſchädigung Gottesdienſte zu halten, bis eine anderwei⸗ 
tige Regelung dieſer Angelegenheit erfolgt. 

$ 3. Die durch gegenwärtige Urkunde definitiv 
Eingepfarrten haben fortan zu den perſönlichen kirch⸗ 


2 


— 


3 


— 
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lichen Laſten und Abgaben des Kirchſprengels gleich 
den Mitgliedern der bisherigen Stammgemeinde beizu⸗ 
tragen, jedoch mit der Maßgabe, daß die Evangeliſchen 
in Roſenfelde und Quiram, welche eigene Bethäufer zu 
unterhalten haben, von Beiträgen zu etwaigen Kirch- 


Nachweiſung 
der Einnahmen und Ausgaben der Weſtpreußiſchen 
Feuer⸗Sozietäts⸗FJons für das Etats jahr 

1. April 1885/86. 


bauten in Dt. Krone befreit bleiben. Einnahme. 


Die Stolgebühren werden nach den gegenwärtig] A. Reſt⸗ Verwaltung. AM al 
gültigen Stoltaxen entrichtet, bis eine für das ganzeſa) Rückſtändige Feuer⸗Sozietäts⸗ 
Kirchſpiel gültige einheitliche Stolgebührentaxe zu Stande Beiträge „ ee © 21005 
kommt, über die nach Bildung der kirchlichen Gemeinde⸗ b) Sonſtige Einnahme⸗Rückſtände 352150 
organe für die ganze Parochie verhandelt werden ſoll. [o) Naar Feuer Sozietäts⸗ ol: 
$ 4. Die Einnahmen aus dem Kirchhofe der q) Anden N rende 120320 
bisherigen Stammgemeinde werden bei der Kirchenkaſſe e) Aus dem Neferve- Fonds zur 
des Küchſpiels als Nebenfonds verwaltet und dürfen Schuldentilgung 12933067 
nur zu kirchlichen Zwecken im Intereſſe der Evange⸗ f) Beiträge zur Deckung des De⸗ 
liſchen der Stadt Dt. Krone verwendet werden. fizits pro 188/84. 2858193 
§ 5. Rückſichtlich der Verpflichtungen, weldhe|g) Beſtand aus dem Vorjahre .| 7096/59 
etwa die definitiv Eingepfarrten gegenüber Kirchen einer 
andern Konfeſſion haben, wird durch gegenwärtige Ur⸗[ B. Laufende Verwaltung. 
kunde nichts geändert. Ordentliche Feuer⸗Sozietäts⸗Bei⸗ 
; ; ; träge 853981426 
$ 6. Die evangeliſche Kirche in Dt. Krone, 5 
ſowie die an derſelben angeſtellten Beamten erlangen We und 10 > 85 — 
kein Recht auf Entſchädigung, wenn künftig Evange⸗ a) 75 Manung ee 2 
liſche aus den im § 1 genannten Ortſchaften mit Ge⸗ a . eee 
nehmigung ihrer kirchlichen Obern etwa wieder abgezweigt Seen 1 1 218491 
werden follten; auch ſteht weder der genannten Kirche ann e e 
aide Ane 2 Widerſpruchsrecht gegen eine Aus dem Reſervefonds zur Schul; 
Königsberg, den 18. Mai 1886. h bentilgung een eee 
Königliches Konſiſtorium Beiträge zur Deckung des Defizits 
der Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen. pro enen men „A 2253567 
Marienwerder, den 6. Juli 1886. 


Königliche Regierung, 


Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. II. Ausgabe. 


A. Reſt⸗Verwaltung. 


18 Bekanntmachung. ui 
Die mit einem jährlichen Gehalte von 600 Mk.] Beihilfen zur Beſchaffung von 
verbundene Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Kolmar i./ P.] Feuerlöſchgeräthen de 1883/84 
iſt ſofort zu beſetzen. Beihilfen zur Beſchaffung von 
Geeignete Bewerber fordern wir auf, ſich unter l 
Einreichung ihrer Zeugniſſe und ihres Lebenslaufes Zur Schuldentilgung g 
binnen 4 Wochen bei uns zu melden. Zur Deckung des Defizits pro 
Bromberg, den 26. Juni 1886. 1888/84. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
0 ; i 5 5 f B. Laufende Verwaltung. 


Zu Reſt⸗Beandentſchädigungen [289577 


2560 


Feuerlöſchgeräthen de 1884/85 15000 


19) Bekanntmachung. Brandſchaden⸗ Vergütungen 342955 
In Gemäßheit der Beſtimmung im 8 66 des Zu Prämien für die Ermittelung 
revidirten Weſtpreußiſchen Feuer⸗Sozietäts⸗Reglements] von Brandſtiftern 2c. . » .| 555 
vom 17. März 1882 wird hierdurch nachſtehende Nach⸗Beihülfen zur Beſchaffung von 
weiſung der Einnahmen und Ausgaben der Sozietät] Löſchgeräthſchaften e.. . .| 2275 
für das Rechnungsjahr 1. April 1885/86, ſowie die Entſchädigungen für niedergeriſſene 
im § 64 des Reglements vorgeſchriebene Vermögens-] unverſicherte Baulichkeiten 426 
bilanz zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Verwaltungskoſten. 
Danzig, den 3. Juli 1886. a) Perſönliche Ausgaben. 1 


Der Landes⸗Direktor der Provinz Weſtpreußen. [b) Sächliche Ausgaben 
Dr. Wehr. Latus 


8 
—— 


25595199 


938071176 


Summa der Einnahme 96366775 


, e Mm 14 , e , 
Transport 30713792 Transport 30713792 
Zur Ergänzung des Reſerve⸗ Insgemein (zurückgezahlte Bei 
Fonds. e N 92065015 träge und zur Abrundung) 57421 
— J506036ʃ56 


Zu Prozeßkoſten — .— eee 
5 Summa der Ausgabe 81317448 


Beitrag an den Verband öffent- Balance. 
licher Feuer⸗Verſicherungs⸗An⸗ Die Einnahme beträgt. . 96366775 
ſtalten n ei e die Ausgabe, betrigt n un 474448 
Latus 307137092 Beſtand 15049327 


Vermögens Bilan z 
der Immobiliar⸗Feuer⸗Sozietät der Provinz Weſtpreußen am Jahresſchluſſe 1885/86. 


N | 
u Aktiva. . Paſſiva. Betrag. 
2 4 
1 Kaſſenbeſtand (efr. Schlußbemer⸗ 1 Kaſſenvorſchun ß — — 
fung) )) 131050 69 2 Die noch rückſtändigen Schaden⸗ 
2 Beſtand an Werthpapieren: zahlungen 176151 50 
3) cours fähige Effekten (nomi⸗ 3 Die Brandſchaden⸗Neſerve in voller 
nal) 85.400 .M 87265 75 Höhe der angemeldeten, am 
b) Hypotheken⸗Do⸗ Schluſſe des Jahres noch nicht 
kumente . 412 ⸗ 412 — feſtgeſtellten Schadenforderun⸗ 
3 Ausſtehende Forderungen gegen lee — — 
Andere als Sozietäts⸗Mitglieder — — 4 [Der nach $ 63 angeſammelte Be⸗ 
4 Rückſtändige Verſicherungsbeiträge, ſtand des Reſervefonds bis 
inſofern dieſelben nicht bereits zum Hoͤchſtbetrage von 1 pCt. 
als uneinziehbar niedergeſchla⸗ (§ 63 zu d) der Verſicherungs⸗ 
gen ſ in?! 8 4799 12 ſumme 99107983 17 
5 Rückſtändige Beiträge zur Ergän⸗ 5 Sonſtige rückſtändige Ausgaben 12725 — 
zung des Reſervefondds 862 84 
6 Nicht angelegter Betrag des Re⸗ 
ſervefon ds W 19442 58 
Zur Balancirung des Betrages der 
Paſſivegagag ag 53026 69 
Summa [295859 67 Summa | 296859 67 


balancirt. 


Shlußbemerinng. 
Der baare Kaſſenbeſtand laut Final⸗Abſchluß beträgt 8 9 0 x 150 493,27 . 
Da von geht ab: 
Der in dem Beſtande enthaltene und noch nicht zinsbar angelegte Betrag des Reſerve⸗Fonds. 


Es ſind eingekommen ; 111 507,73 M. 
Es ſind ausgegeben 8 5 £ . 2 1 = 92065,15 
Mithin gehen ab 8 19 442,58 


Bleibt Kaſſenbeſtand wie oben 131 050,69 M 
Danzig, den 13. Mai 1886. 


1 Landes⸗Haupt⸗Kaſſe. 
Sonntag. Czerwinski. 
20) Bekanntmachung. [Culm, an den Lieutenant v. Katzler in Berlin, aufges 


Folgende Poſtſendungen lagern bei der hieſigen geben am 8. April 1886 in Thorn, an den Gutsbe⸗ 
Ober⸗Poſtdirection als unbeſtellbar: Einſchreibbriefe an ſitzer Schulz in Malkau bei Strasburg Weſtpr. mit 
den Pfarrer Schulz in Fordon, aufgegeben am 19. März einem Inhalte von 10,60 Mk., aufgegeben am 17. April 
1886 in Thorn, an Frau Wilhelmine Domke in Grod⸗ 1886 in Gollub, an Johann Noveek in Chicago, aufge⸗ 
deck bei Driczmin, aufgegeben am 8. März 1886 in geben am 26. April 1886 in Thorn 1. 
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Die Abſender der bezeichneten Sendungen werden 
hierdurch aufgefordert, ſich innerhalb 4 Wochen, vom 
Tage des Erſcheinens dieſer Bekanntmachung ab, zur 
Empfangnahme zu melden, widrigenfalls nach Ablauf 
der gedachten Friſt über die genannten Sendungen zum 
Beſten der Poſtarmenkaſſe verfügt werden wird. 

Danzig, den 2. Juli 1886. 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdireklor. 
In Vertretung: Heyſe. 


21) Bekanntmachung. 

Bei der am 19. April 1886 erfolgten Auslooſung 
der auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 
8. September 1881 ausgefertigten 4prozentigen Anleihe: 
ſcheine des Provinzial⸗Verbandes der Provinz Weſt⸗ 
preußen — III. Ausgabe — ſind folgende Nummern 
ausgelooſt worden: 

Littr. A. über 3000 Mark: 
Nr. 3. 24. 40. 48. 51. 84. 151. 162 und 190. 
Littr. B. über 2000 Mark: 
Nr. 6. 11. 24. 42. 66. 70. 85. 95. 105. 169. 177. 
180. 217. 277. 285. 288. 297. 310. 348. 375. 
405. 428. 430 und 490. 
Littr. C. über 1000 Mark: 
18. 48. 49. 107. 111. 124. 137. 
208. 235. 341. 359. 367. 375. 386. 
448 und 476. 
Littr. D. über 500 Mark: 
37. 122. 202. 208. 212. 221. 225. 
279. 294. 302. 305. 353. 419. 429. 
527. 535. 537. 572. 574. 592. 595. 
659. 663. 670. 757. 783. 790. 815. 
941. 943. 976 und 999. 
Littr. E. über 200 Mark: 
58. 67. 76. 92. 109. 129. 130. 
237. 250. 258. 284. 304. 326. 332. 
407. 408. 409. 418. 424. 447. 453. 
516. 517. 538. 553. 554. 559. 560. 570. 
614. 637. 680. 689. 710. 749. 792. 795. 802. 878. 
893. 897. 907. 939. 946. 977. 1001. 1010. 1020. 
1032. 1068. 1078. 1101. 1116. 1143. 1149. 1192. 
1234. 1244. 1273. 1291. 1303. 1304. 1305. 1306. 
1324. 1361. 1409. 1415. 1435. 1463. 1476. 1477. 
1479. 1480. 1648. 1649. 1695. 1707. 1824. 1889. 
1899. 1936. 1982. 2000. 

Die über dieſe Nummern lautenden Obligationen 
werden den Inhabern hierdurch zum 1. Oktober 1886 
mit dem Bemerken gekündigt, daß die Kapitalbeträge 
von dieſem Tage an bei der hieſigen Landes⸗Hauptkaſſe, 
ſowie bei der Bank für Handel und Induſtrie in Berlin 
und bei der Filiale der Bank für Handel und Induſtrie 
in Frankfurt a. M. gegen Rückgabe der Anleiheſcheine 
nebſt den zugehörigen Zinsſcheinen, welche nach dem 
Zahlungstage fällig werden, und den Talons in Empfang 
genommen werden können. 

Die Verzinſung hört mit dem 1. Oktober 1886 
auf und wird für fehlende Zinsſcheine der Betrag der⸗ 
ſelben vom Kapital in Abzug gebracht. 


159. 
391. 


Nr. 2. 10. 
167. 177. 
427. 434. 


229. 
441. 
610. 
816. 


Nr. 1. 32. 
255. 257. 
477. 504. 
640. 650. 
865. 931. 


138. 
369. 
461. 


Nr. 4. 26. 
204. 209. 
382. 395. 
511. 513. 


Rückſtändig aus früheren Verlooſungen ſind noch 
folgende 4prozentige Anleiheſcheine III. Ausgabe: 

a. aus der Verloofung vom 19. April 1884: 
Littr. E. über 200 Mark Nr. 71 und 969. 

b) aus der Verlooſung vom 9. April 1885: 
Littr. C. über 1000 Mark Nr. 372 und 374. 
Littr. D. über 500 Mark Nr. 478. 

Littr. E. über 200 Mark Nr. 327. 416 und 1021. 

Danzig, den 29. April 1886. 

Der Landes⸗Direktor der Provinz Weſtpreußen. 

Dr. Wehr. 
Bekanntmachung. 
Mit dem 1. Auguſt 1886 treten für den Eiſen⸗ 
bahn⸗Direktions⸗Bezirk Bromberg: 

1) der Nachtrag IV. zum Kilometerzeiger zur Ve⸗ 

rechnung der Preiſe für die Beförderung von 
a. Perſonen und Reiſegepäck, 
b. Leichen, Fahrzeugen und lebenden Thieren, 
c. Eil⸗ und Frachtgütern 

vom 1. Juli 1885, 

2) der Nachtrag I. zum Lokal-Güter⸗Tarif vom 
1. Juli 1885, 

3) der Nachtrag I. zum Lokaltarif für die Beförde⸗ 
rung von Perſonen und Reiſegepäck vom 1. Ja⸗ 
nuar 1886 in Kraft, enthaltend: 

1. neue Entfernungen für die Stationen der 

Strecke Prauſt⸗Zuckau ſowie für Jaſiniec, 

Karlsdorf und Oſche, 

. Aufhebung der Flachs⸗Ausnahmeſätze für 
die Station Güldenboden, 

. früher bereits veröffentlichte Tarifverände⸗ 
rungen, 

. Berichtigungen. 

Die vorbezeichneten Erhöhungen gegen die bishe⸗ 
rigen Sätze im Flachsverkehr ab Güldenboden treten 
erſt mit dem 1. September cr. in Kraft. 

Bromberg, den 3. Juli 1886. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 

Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf unſere Bekanntmachung 
vom 11. Mai d. J. bringen wir hiermit zur Kenntniß, 
daß der Schluß der Ausſtellung für Verkehrsweſen, 
Handel und Induſtrie in Liverpool auf den 31. Okto⸗ 
ber d. J. feſtgeſetzt worden iſt. 

Bromberg, den 10. Juli 1886. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


22) 


23) 


24) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiete. 


Auf Grund des $ 362 des Strafgeſetzbuchs: 


1. Johann Howald, Käſemacher, geb. am 6. Januar 
1848 zu Thörigen, Kanton Bern, Schweiz, orts⸗ 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens und 
Beltelns, von der Königlich preußiſchen Regierung 
zu Poſen, vom 29. Mai d. J. 

. Anna Werner, unverehelichte Dienſtmagd, geb. 
am 13. April 1868 zu Schönau, Bezirk Braunau, 


. 


10. 


11. 


12. 
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Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
ſtreichens und Betrugs, vom Koͤniglich preußiſchen 
n zu Breslau, vom 30. Mai 


Karl Pozar, Schloſſergeſelle, geb. am 26. Okto⸗ 


ber 1863 zu Hotzenplotz, Bezirk Jägerndorf, Oeſter⸗ 
reichiſch Schleſien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Landſtreichens, Bettelns und Gebrauchs gefälſchter 
Legitimationspapiere, von dem Königlich preuß. 
Regierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, vom 12. Mai 
d. Is 


5 Joſef Dittrich, Fabrikarbeiter, geb. am 16. Sep⸗ 


tember 1859 zu Deutſch⸗Prausnitz, Bezirk Trau⸗ 
tenau, Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Bettelns im wiederholten Rückfalle, vom Königlich 
preuß. Regierungs⸗Präſidenten zu Liegnitz, vom 
29. Januar d. J. 


„Anton Smreck, Zuckerbäcker, geb. am 23. Januar 


1854 zu Chwalkowitz, Bezirk Königinhof, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns im 
wiederholten Rückfalle, vom Königlich preußiſchen 
b. ag gs räfdenten zu Erfurt, vom 3. Mai 


Wenzel Sattler, Schmiedegeſelle, geboren am 


15. September 1852 zu Kührberg, Böhmen, orts⸗ 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, von dem Königlich preuß. Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Stade, vom 4. Mai d. J. 


David Engelmann (Endelmann), Schneider, 


20 Jahre alt, geb. und ortsangehörig zu Snajef, 
Rußland, wegen Landſtreichens und Bettelns, von 
dem Königlich preuß. Regierungs-Präſidenten zu 
Lüneburg, vom 5. Mai d. J. 


Johann Friedrich Karl Toſch, Schlächtergeſelle, 


geb. am 19. September 1831 zu Friedersdorf, 
Dänemark, wegen Beltelns im wiederholten Rück⸗ 
falle, von dem Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Lüneburg, vom 22. Mai d. J. 

Adolf Ferdinand Bech, Tabakſpinner, geboren am 
13. Juli 1856 zu Aalborg, Dänemark, ortsange⸗ 
hörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns im wiederholten 
Rückfalle und Beleidigung, von der Königl. preuß. 
Regierung zu Schleswig, vom 7. April d. J. 

Wenzel Tippmann, Tiſchlergeſelle, geboren am 
30. November 1867 zu Koſterzan, Böhmen, orts⸗ 
angehörig zu Ledau, Bezirk Poderſam, ebendaſelbſt, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich 
. Bezirksamt Eggenfelden, vom 17. Mai 


Johann Wohl, Fabrikarbeiter, geb. am 15. Juni 
1850 zu Unterlichtbuchet, Bezirk Prachatitz, Böh⸗ 
men, ortsangehörig zu Landſtraßen, ebendaſelbſt, 
Pe hatten Rückfalle, von dem 
eriſchen Bezirksan L 
24. Mal d. J. zirksamt Eggenfelden, vom 
Auguſt Salisco, Tagelöhner und Fabrikarbeiter, 
geb. am 7. November 1835 zu Giſeriſtek, Komi⸗ 
tat Wernſtein, Ungarn, ortsangehörig zu Schadner 


13. 


14. 


16. 


18. 


19 


20. 


21. 


22. 


amt, Bezirk Scheibbs, Nieder⸗eſterreich, wegen 
Beleidigung, Widerſtands gegen die Staatsgewalt, 
groben Unfugs, Landſtreichens, Bettelns und wegen 
Führung eines gefälſchten Legitimationspapieres, 
vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt Aichach, 
vom 25. Mai d. J. 

Arthur Oeſterreicher, Kommis, 24 Jahre alt, 
geb. und ortsangehörig zu Prag, Böhmen, wegen 
Landſtreichens und Führung falſcher Legitimalions⸗ 
papiere, vom Großherzoglich badiſchen Landeskom⸗ 
miſſär zu Mannheim, vom 25. Mai d. J. 
Johannes Kündig, Tagelöhner, geb. am 4. Mai 
1852 zu Volken, Kanton Zürich, Schweiz, orts⸗ 
angehörig ebendaſebſt, wegen Landſtreichens, von 
dem Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
24. April d. J. 


. Paul Moll, Gärtner, geb. am 11. April 1844 


zu Loſtorf, Kanton Solothurn, Schweiz, ortsange⸗ 
hörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, von dem 
Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
24. April d. J. 

Conſtant Gillet, Weber, geboren am 9. Auguſt 
1842 zu Lepuix, Arrondiſſement Belfort, Frank⸗ 
reich, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtrei⸗ 
chens und Bettelns, von dem Kaiſerlichen Bezirks⸗ 
Präſidenten zu Colmar, vom 6. Mai d. J. 


. Sofef Ollivier, Schreiber, geboren am 5. April 


1863 zu Laye, Departement Hautes⸗Alpes, Frank⸗ 
reich, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtrei⸗ 
chens und Bettelns, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſi⸗ 
denten zu Colmar, vom 7. Mai d. J. 

Joſef Walder, Metzger, geboren am 1. Auguſt 
1845 zu Kempten, Schweiz, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wegen Landſtreichens, vom Kaiſerlichen 
Bezicks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 13. Mai d. J. 
Julius Legarrec, Schloſſer, geb. am 15. Mai 
1850 zu Lorient, Departement du Finiſtere, Frank: 
reich, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtrei⸗ 
chens, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, 
vom 22. Mai d. J. 

Louis Lasne, Schloſſer, geb. am 21. September 
1856 zu Troyes, Departement Aube, Frankreich, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, 
vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, 
vom 28. Mai d. J. 

Johann Nicolaus Hauvillers, Tagelöhner, geb. 
am 4. September 1823 zu St. Stail, Departe⸗ 
ment des Vosges, Frankreich, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wohnhaft zuletzt in Rothan, Nieder⸗Elſaß, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Kaiſerl. 
Bezirks⸗Präſidenten zu Straßburg, vom 15. Mai 
d. 38. 

Johann Ruben, Färber, geb. am 15. November 
1854 zu Fünfkirchen, Ungarn, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wohnhaft zuletzt in Hagenau, Nieder⸗ 
Elſaß, wegen Landſtreichens, von dem Kaiſerlichen 
Bezirks⸗Präſidenten zu Straßburg, vom 15. Mai 
d. Is. 


I 


23. Gottlieb Weidmann, Eiſengießer, geboren am ſeher in Ottlotſchinnek bezw. Bachormühle und der 
29. Dezember 1865 zu Affoltern, Kanton Zürich, Steuer ⸗Supernumerar Krogoll als kommiſſariſcher 
Schweiz, ortsangehörig ebendaſelbſt, wohnhaft zu⸗ Grenz⸗Aufſeher in Schilno. — Der Steuer⸗Einnehmer 
letzt in Zabern, Elſaß, wegen Landſtreichens, von Schikorr in Baldenburg iſt in den Ruheſtand getreten. 
dem Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Straßburg, 

3 En 112 d. J. 5 b 26) Erledigte Schulſtellen. 

24. Sala f. Gh g ene de e e an a. e et 
ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, von dem Kaiſer⸗ ae on zum 5 185 er. N 000 
lichen Bezirks⸗Präſidenten zu Metz, vom 26. Mai atholiſcher Konfeſſion, welche ſich um bisiebe bewerben 
d. Js. wollen, haben fi, unter Einfendung ihrer Zeugniſſe, 

25. Franz Thiebaut, Fuhrmann, geb. am 4. Januar 105 e e e Herrn Treichel 

a E : N 1 
Dale e 171 05 Nannen ue e Die Schullehrerſtelle zu Kopaniarze wird zum 
telns, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Metz 1. Auguſt er. erledigt, Lehrer katholischer Konfeflion, 
2 „welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, 


vom 27. Mai d. J. unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen 
25) Perſonal-Chrouik. FGG Herrn Streibel zu Löbau W. / Pr. 


Die Wahl des Apothekers Carl Rudolf und des Die 2. Schullehrerſtelle zu Samplawa, Kreis 
Zimmermeiſters Franz Lentz zu unbeſoldeten Rath⸗ Löbau W., Pr., wird zum 1. Auguſt er. erledigt. 
männern in der Stadt Brieſen iſt beſtätigt. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe 

Dem Färber C. L. Kumm in Schloppe iſt die bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeug⸗ 
Verwaltung der daſelbſt errichteten Stempel⸗Diſtribulion niſſe, bei dem Rittergutsbeſitzer Herrn Giraud zu 
widerruflich übertragen worden. Samplawa zu melden. 

Perſonal⸗Veränderungen im Departement des Die 2. Schullehrerſtelle zu Schwirſen wird zum 

Königl. Oberlandes gerichts zu Marienwerder l. Auguſt er. erledigt. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, 

pro Monat Juni 1886. welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, 

I. Ernannt: 1) die Gerichts ⸗Aſſeſſoren Dr. Kerſtenſunter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen 
und Dr. Willers zu Amtsrichtern, erſterer beim Kreisſchulinſpektor Herrn Winter zu Brieſen zu melden. 
Amtsgerichte zu Löbau, letzterer beim Amtsgerichte Die 3. Schullehrerſtelle zu Koſſabude, Kreis 
zu Chriſtburg, Konitz, wird zum 1. Auguſt cr. erledigt. Lehrer katho⸗ 

2) der Rechtsanwalt Skopnik in Mewe zum Notar, liſcher Konfeſſion, welche fh um dieſelbe bewerben wollen, 
3) der Gerichtsſchreibergehülfe Prandke zu Danzig haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem 
zum Gerichtsſchreiber bei dem Amtsgerichte zu Königlichen Kreisſchulinſpektor Herrn Wieſe zu Bruß 

Dt. Eylau. zu melden. 

II. Verſetzt: 4) der Gerichtsſchreiber Heidenreich zu Die Schullehrerſtelle zu Pulkowitz wird zum 
Dt. Eylau in gleicher Amtseigenſchaft an das 1. Auguſt er. erledigt. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, 
Amtsgericht zu Dirſchau. welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, 

III. Uebernommen: 5) der Referendarius Plonskerſunter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen 
zu Königsberg in den Bezirk des Oberlandes⸗ Kreisſchulinſpektor Herrn Dr. Zint zu Stuhm zu melden. 
gerichts zu Marienwerder. Derſelbe iſt dem Die Schullehrerſtelle zu Gr. Wisniewke wird 
Amtsgericht zu Culm zur Beſchäftigung überwieſen. zum 1. Oktober cr. erledigt. Lehrer evangeliſcher Kon⸗ 

IV. Penſionirt: 6) der Gerichtsſchreiber, Kanzleirath feſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 
Matthes zu Schwetz auf ſeinen Antrag. ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem König⸗ 
Der Ober⸗Zoll⸗Inſpektor, Regierungs⸗Aſſeſſor lichen Kreisſchulinſpektor Herrn Gerner zu Pr. Fried⸗ 

Hinckel zu Altona, iſt mit der Wahrnehmung der Stelle land zu melden. 

eines Mitgliedes der Provinzial⸗Steuer⸗Direktion zu Dan⸗ Die Schullehrerſtelle zu Preußendorf wird zum 

zig beauftragt worden. — Verſetzt find: der Steuer⸗Aufſeher 1. Oktober cr. erledigt. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, 

Fiſcher in Prechlau als Grenz⸗ Aufſeher nach Thorn welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, 

und der Grenz⸗Aufſeher Manzig von Ottlotſchinnek unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei Frau Ritterguts⸗ 

nach Bachormühle. Neu angeſtellt ſind: die Militär⸗ beſitzer Stegemann zu Preußendorf, Kreis Dt. Krone, 

Anwärter Marin und Kraſchewski als Grenz⸗Auf⸗ zu melden. 
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(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 28.) 


Nedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von N. Kauter's Hofbuchdruckerei. 


Beilage 
zum Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Der Schweizeriſche Bundesrath 


— als geſetzliche Aufſichtsbehörde — 
erklärt, 
daß die am 20. Mai 1885 revidirten Statuten der Schweizeriſchen Rentenanſtalt nach ſchweizeriſchem Obligationen⸗ 
recht in Kraft beſtehen. 
Bern, den 15. Dezember 1885. 


Im Namen des Schweiz. Bundesrathes: 
Der Bundespräſident 
sig, Schenk. 


Der Kanzler der Eidgenofjenichaft: 
(L. S.) sig. Ringier. 


Mlinisterium des Innern. 


D angehefteten, unter dem 15. Dezember 1885 von dem Schweizeriſchen Bundesrathe 
zu Bern als zu Recht beſtehend anerkannten revidirten Statuten der 


Schweizeriſchen Renkenanſtalt zu Zürich, 


welche an die Stelle der revidirten Statuten vom Jahre 1879 treten, wird die in der Konzeſſion 
10. September 1866 


zum Geſchäftsbetriebe in Preußen vom 30, Mürz 1874 vorbehaltene Genehmigung hier⸗ 


durch ertheilt. 
Berlin, 6. Januar 1886. 
Der Miniſter des Innern: 
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Statuten der Schweizeriſchen Rentenanſtalt zu Jürich. 


A. Organiſation. 


§ 1. Die Schweizeriſche Rentenanſtalt, gegründet 1857 und auf Gegenſeitigkeit beruhend, hat den 
Zweck, Verſicherungen auf menſchliches Leben abzuſchließen. 

2. Die Schweizeriſche Rentenanſtalt hat ihren Sitz und Gerichtsſtand in Zürich. 

Sie wird nach außen durch ihren Direktor vertreten. 

$ 3. Die Verſicherten werden je alle drei Jahre im Mai zu einer Generalverſammlung ein⸗ 
berufen; außerordentlich, wenn der Aufſichtsrath es beſchließt oder mindeſtens ein Zehntel der Verſicherten es verlangt. 

Der Präſident des Aufſichtsrathes leitet die Generalverſammlung und beſtellt das Bureau für 
Protokollführung und Stimmenzählung. 

§ 5. Jeder anweſende Verſicherte hat 1 Stimme; Niemand darf für ſich und Andere mehr als 
10 Stimmen geltend machen. 

Die Verſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens 200 Stimmen vertreten ſind. 

Die Beſchlüſſe und Wahlen ($ 6, a—c) erfolgen mit Stimmenmehrheit; bei gleichen Stimmen ent⸗ 
ſcheidet der Präſident. 

8 6. Bei Eröffnung einer ordentlichen Generalverſammlung ift vom Aufſichtsrathe zunächſt Bericht 
zu erſtatten über den Stand und Gang der Rentenanſtalt. 

Sodann kommen der Generalverſammlung zu: 

a) die Wahl der Mitglieder in den Aufſichtsrath, aus der Zahl der Verſicherten, ſowie die Be⸗ 
ſtätigung der Erſatzwahlen (8 11, g); 

b) die Entſcheidung über Vorlagen und Anträge des Aufſichtsrathes; 

e) die Genehmigung der vom Aufſichtsrathe vorgelegten Abänderungen der Statuten. 

$ 7. In der Generalverſammlung können keine anderen als die vom Aufſichtsrath auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzten und in der öffentlichen Einladung bezeichneten Traktanden behandelt werden. 

Anregungen von Verſicherten müſſen, um in der Generalverſammlung behandelt werden zu können, 
ſpäteſtens bis Ende März ſchriftlich dem Aufſichtsrath eingereicht werden, der dieſelben zu prüfen und mit 
ſeinen Anträgen der Generalverſammlung vorzulegen hat. 

§ 8. Der Aufſichtsrath beſteht aus 25 Mitgliedern (§ 6, a). Alle drei Jahre treten je 5 dieſer 
Mitglieder, wieder wählbar, aus. 

Der Aufſichtsrath wählt feinen Präſidenten und Vicepräſidenten aus ſeiner Mitte. 

Er entſcheidet mit Mehrheit der Stimmen, in Anweſenheit von mindeſtens 15 Mitgliedern. 

Die Vollziehung ſeiner Schlußnahmen geſchieht durch den Direktor, welcher den Sitzungen des Aufſichts⸗ 
rathes mit berathender Stimme beiwohnt. 

§ 9. Der Aufſichtsrath ſetzt feine regelmäßigen Sitzungen feſt, und verſammelt ſich außerordentlich, 
wenn der Präſident oder mindeſtens fünf Mitglieder oder der Direktor es verlangen. 

§ 10. Der Aufſichtsrath hat im Allgemeinen die geſammte Geſchäftsfuͤhrung zu überwachen und 
bezeichnet aus ſeiner Mitte, je auf drei Jahre: 

a) zwei Mitglieder (nebſt Stellvertretern), die als Rechnungsreviſoren die Buchhaltung und 
Kaſſe zu kontroliren und die nähere Prüfung der Jahresrechnung vorzunehmen haben; 

b) zwei andere Mitglieder (nebſt Stellvertretern), die den Archivbeſtand der Werthſchriften zu 
kontroliren haben und als Beiſitzer mit dem Direktor die Anleihekommiſſion bilden, welche 
die Kapitalanlagen nur mit Einſtimmigkeit bewilligen kann. 

Die vier vorbezeichneten Mitglieder zuſammen bilden unter dem Vorſitze des Präſidenten des 
Aufſichtsrathes den Ausſchuß, der in Verbindung mit dem Direktor alle Traktanden für den Aufſichtsrath 
vorzuberathen und ſie ihm mit beſtimmten Anträgen vorzulegen hat. 

§ 11. Dem Auſſichtsrathe kommen im Weiteren zu: 

a) die Ernennung des Direktionsbureau ($ 12), ſowie der Stellvertreter, und die Feſtſetzung ihrer 
Bedingungen durch Vertrag; 

b) der Erlaß eines Reglements für das Direktionsbureau (8 12); 

c) die allgemeinen Beſtimmungen über Kapitalanlagen, wobei die Anlagen auf inländiſche Sicher⸗ 
heiten die Regel bilden ſollen; die Vorſchriften über Aufbewahrung der Werthſchriften und 
Unterzeichnung der Kaſſaverfügungen; N 

d) die Genehmigung der Anträge des Direktors über territoriale Ausdehnung des Geſchäftsbetriebes, 
über Feſtſetzung der eigenen Maxima der Verſicherungen, über Abänderung von Tarifen und über 
etwaige Einführung weiterer Modalitäten für die Austheilung der Ueberſchüſſe (88 15, 25 und 35); 


e) die Genehmigung des von der Direktion gefertigten und vom Ausſchuſſe geprüften Jahres: 
berichtes ſammt Rechnung; 

) die näheren Vorſchriften für Einberufung, Ort und Leitung der Generalverſammlung, ſowie für 
die ihr zuſtehenden Wahlen; 
die Erſatzwahl von Mitgliedern des Aufſichtsrathes, die während eines Trienniums ausſcheiden, 
welche Wahlen der Beſtätigung der nächſtfolgenden Generalverſammlung bedürfen (§ 6, a); 

h) die Vorlagen betreffend Abänderung der Statuten (§ 6, o); 

i) die Beſtimmung der Remuneration für die Mitglieder des Aufſichtsrathes. 

$ 12. Das Direktionsbureau beſteht aus: 
a) dem Direktor; er leitet die Verwaltung der Rentenanſtalt, ordnet die Funktionen der Beamten 
und ernennt die Bureaugehilfen und Agenten. 
Der Direktor führt, abgeſehen von den Fällen in § 11, c und 19, die alleinige Unterſchrift 
für die Rentenanſtalt (8 2). 

In Verhinderung des Direktors amtet ſein Stellvertreter; 

b) dem Verwalter; er beſorgt die bewilligten Kapitalanlagen ($ 10, b), die Zinsbezüge und 
die Regiſtratur der Werthſchriften; 
e) den Beamten für Kaffe und Buchhaltung. 

Der Aufſichtsrath beſchließt über die Kautionsleiſtung der einzelnen Beamten des Direktionsbureau. 
$ 13. Die Rentenanſtalt haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem ganzen Vermögen und nur mit dieſem. 
§ 14. Die Geſammtrechnung der Rentenanſtalt iſt nach ſolideſten Grundſätzen zu erftellen; fie wird 

jedes Jahr auf den 31. Dezember abgeſchloſſen und nach ihrer Genehmigung (8 11, e) veröffentlicht. 
* $ 15. Ergiebt die Jahresrechnung einen Ueberſchuß, fo fällt derſelbe in den Gewinnsfonds, welcher die 
Beſtimmung hat, an die Verſicherten ausgetheilt zu werden nach Maßgabe der Vorſchriften in 88 25, 35 und 11, d. 
§ 16. Erzeigt die Jahresrechnung Verluſt, fo iſt derſelbe aus dem Gewinnsfonds zu decken. 
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B. Beſtimmungen für die Verſicherungen. 
a) Allgemeine Vorſchriften. 
$ 17. Der Verſicherte verpflichtet ſich gegenüber der Rentenanſtalt durch die Antragspapiere, die 
Rentenanſtalt ſich gegenüber dem Verſicherten durch die Police; beide Theile auf Grundlage der Verſicherungs⸗ 
beſtimmungen, welche auf der Police abzudrucken ſind. 
18. Die Rentenanſtalt kann jeden Verſicherungsantrag ohne Angabe der Gründe ablehnen. 
§ 19. Die Policen und Prämienquittungen müſſen mit der Unterſchrift des Direktors und Bud) 
halters und dem Stempel der Rentenanſtalt verſehen ſein. 
Für die Police kann eine Taxe feſtgeſetzt werden. 
3 Die Rentenanſtalt wird für die Verſicherung haftbar, ſobald der Verſicherte die Eintritts⸗ 
prämie bezahlt und die Police empfangen hat. 
5 21. Für die Folgezeit ſodann beginnt das Verſicherungsjahr je mit dem 1. Januar und endigt 
mit dem 31. Dezember. 
a) Die ganzjährige Prämie wird mit dem 1. Januar fällig und kann im Januar einbezahlt werden, 
oder auch noch im Februar mit 1% oder im März mit 2 % Säumnißbuße. 
Säumt der Verſicherte länger, fo erlöſchen mit dem 1. April alle feine Rechte. 
b) Bei Policen mit Semeſter⸗ oder Quartalprämien wird der Verſicherte mit dem 1. Januar alle 
Raten für das Jahr ſchuldig und hat erftere am 1. Januar und 1. Juli, letztere am 1. Januar, 
1. April, 1. Juli und 1. Oktober jedesmal innert Monatsfrift einzuzahlen, anſonſt mit Ablauf 
des Verfallmonats alle Verſicherungsrechte erlöſchen. 
8 § 22. In Verarmungsfällen, ſofern die Anzeige hierfür im Laufe des bezahlten Verſicherungsjahres, 
B le vor dem nächſten 1. Januar, an die Rentenanſtalt erfolgt, wird die Prämienzahlung eingeſtellt und die 
erſicherung nach Maßgabe der Reſerve (Deckungskapital) reduzirt. 


§ 23. Die Rentenanſtalt iſt berechti t, den Inhaber der Police als rechtmäßigen Beſitzer zu be⸗ 
trachten und an ihn zu zahlen. ſt berechtig 0 P chtmäßig ſitzer z 
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2 b) Verſicherungen aufs Ableben. 
. 8 24. „Mit der Verſicherung aufs Ableben wird die Rentenanſtalt zur Bezahlung der in der Police 
beſtimmten Kapitalſumme verpflichtet, unter der Bedingung, daß das Ableben des Verſicherten erfolgt: 
a) in Europa, mit Einſchluß des mittelländiſchen und ſchwarzen Meeres; 
b) auf natürlichem Wege, d. h. durch Krankheit, Alter, Unfall oder durch dritte Hand. 


8 25. Die Verſicherung aufs Ableben giebt im Weiteren ein Anrecht auf eine Gewinn⸗Altersrente (815), 
deren Bezug für den einzelnen Verſicherten mit dem Jahre beginnt, in welchem ſeine Einlagen ſammt 4% 
Zinſeszins die Höhe ſeiner Verſicherungsſumme erreicht haben. 

Ueber die Einführung etwaiger weiterer Modalitäten für Austheilung der Ueberſchüſſe entſcheidet der 
Aufſichtsrath (S 11, d). 

26. Der Verſicherte darf zur Zeit des Eintrittes nicht weniger als 15 und nicht mehr als 

60 Jahre alt ſein. 

§ 27. Der Verſicherte iſt gegenüber der Rentenanſtalt und dem unterſuchenden Arzte verpflichtet, 

die in den Vertragspapieren bezeichneten Daten und Fragen gewiſſenhaft zu beantworten. Hat er diesfalls 

durch unwahre Angaben oder Verſchweigen wiſſentlich getäufcht, fo verwirkt er damit alle Verſicherungsrechte 
ſowie die bereits gemachten Einlagen. 

§ 28. Stirbt der Verſicherte im Eintrittsjahre, fo iſt die etwaige Stückprämie bis auf eine volle 
Jahresprämie zu ergänzen. 

Stirbt in einem folgenden Jahre der auf Jahresprämie Verſicherte im Januar oder Februar oder 
März, ohne daß die fällige Prämie entrichtet iſt, ſo wird die Verſicherungsſumme gleichwohl ausbezahlt, unter 
Abzug von Prämie und Buße. 

Stirbt der auf Semeſter⸗ oder Quartalprämie Verſicherte im Verfallsmonat, ohne daß die Prämie 
geleiſtet ift, fo wird die Verſicherungsſumme gleichwohl ausgerichtet, unter Abzug dieſer Prämie. — Und 
ebenſo werden beim Ableben die etwa noch übrigen Raten jenes Jahres mit der Auszahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme verrechnet. 

§ 29. Beim Ableben des Verſicherten hat der Policeninhaber mit möglichſter Beförderung hievon 
an die Rentenanſtalt reſp. Agentur ſchriftliche Anzeige zu machen und mittelſt Einſendung der Police, des 
amtlichen Todtenſcheines, ſowie eines ärztlichen oder amtlichen Zeugniſſes über die Todesurſache den Nachweis 
zu leiſten, daß die in § 24 für die Zahlungspflicht der Rentenanſtalt bezeichneten Bedingungen eingetreten find. 

Kann die Rentenanſtalt ihre Schuldpflicht anerkennen, ſo wird die Verſicherungsſumme ſofort ausbezahlt. 

§ 30. Nicht inbegriffen im Verſicherungsvertrage iſt das Ableben: 

a) außerhalb Europa ($ 24, a). Die Rentenanſtalt giebt die Reſerve (Deckungskapital) zurück; 

b) im . Kriegsdienſt, in welchen Sterbefällen die Rentenanſtalt die eingezahlten Prämien 
urückgiebt; b 

0) 12 Duell oder an deſſen Folgen. Die Rentenanſtalt zahlt die Reſerve zurück; 

d) durch abſichtliche Selbſttödtung oder an den Folgen des Verſuches. Die Rentenanſtalt zahlt 
in allen dieſen Fällen, ohne Unterſchied des Geiſteszuſtandes, die eingezahlten Prämien zurück 
(bis auf die Höhe der Verſicherungsſumme). 

Durch beſonderen Zuſatzvertrag kann die Rentenanſtalt auch die vorſtehenden Sterberiſikos in die 
Verſicherung aufnehmen. 

c) Leibrenten. 

§ 31. Die Leibrentenpolice ſichert dem Verſicherten (ſofort oder aufgeſchoben auf ein beſtimmtes 
Altersjahr) eine lebenslängliche, gleichbleibende Rente zu. 

32. Die Rente kann jeweilen mit dem Verfalltag bezogen werden, den der Verſicherte erlebt haben 
muß. Lebt er vorher ab, ſo hat die Anſtalt nichts zu leiſten. 

Die erſte Rente wird berechnet nach der Zeit vom Eintrittstage an. 

Die Rentenanſtalt kann beim Bezug der Rente die Vorlage der Police und des Lebensſcheines verlangen. 

§ 33. Die Rentenverſicherten haben an den Rechnungsüberſchüſſen der Rentenanſtalt (§ 15) keinen Antheil. 


d) Ausſteuern. 
34. Die Ausſteuerpolicen ſichern dem Verſicherten eine beſtimmte Kapitalſumme zu auf einen beſtimmten 
Verfalltag, ſofern er denſelben erlebt. 
§ 35. Die Ausſteuerverſicherten erhalten im Weiteren einen Antheil am Rechnungsgewinn (8 15), 
gleichzeitig mit der Verſicherungsſumme. 
36. Die Verſicherungsſumme nebſt Gewinnantheil kann vom Verfalltag an bezogen werden gegen 
Einſendung der Police, ſowie eines amtlichen Zeugniſſes über das Geburtsdatum und das Leben am Verfalltag. 


Norddeutſche Buchdruckerei und Verlagsanſtalt, Berlin, Wildelinfir, 


